Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

lila 3 - 1607/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Tarifvertragsgesetzes 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 4. Mai 1961 
— Drucksachen 1563, 2575 — 


In Ausführung des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
vom 4. Mai 1961 habe ich an 

den Bundesvorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes 

Düsseldorf 

Stromstr. 8 

den Hauptvorstand der Deutschen 
Angestelltengewerkschaft 
Hamburg 
Holstenwall 3/5 

den Christlichen Gewerkschaftsbund 
Deutschlands 

Bonn 

Wilhelmstraße 25 

die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 

Köln 

Hansaring 42-46 


Drucksache 2960 


Bonn, den 5. Juli 1961 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb : Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestrafle 54, Telefon 63551 
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die Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände 

Köln-Marienburg 

Lindenallee 1 1 

die Tarifgemeinschaft deutscher Länder 

Bonn 

Lennestr. 8 

je ein Schreiben mit nachstehendem Wortlaut gerichtet: 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 158. Sitzung am 4. Mai 1961 
anläßlich der Beratung eines Gesetzentwurfs zur Änderung 
und Ergänzung des Tarifvertragsgesetzes (BT-Drucksachen 1563, 
2557) folgende Entschließung einstimmig angenommen; 

,,Der Bundestag hält eine bundesgesetzliche Regelung des 
Schlichtungswesens, wie sie der Gesetzentwurf der Frak- 
tion der FDP vorsieht, nicht für erforderlich. Er ersucht 
die Bundesregierung, einen Appell an die Tarifvertrags- 
parteien zu richten, das freiwillige Schlichtungswesen zur 
Regelung von Lohn- und Arbeitsbedingungen im Rahmen 
ihrer Autonomie weiter auszubauen. Gleichzeitig sollten 
die Sozialpartner an ihre Verantwortung gegenüber der 
Allgemeinheit erinnert werden, die es erforderlich madit, 
Arbeitskämpfe nur als letztes Mittel der Auseinander- 
setzung in Betracht zu ziehen und in jedem Falle ein 
Schlichtungsverfahren vorausgehen zu lassen." 

Namens der Bundesregierung übermittele ich Ihnen diese Ent- 
schließung. Wie Ihnen bekannt ist, habe ich mich auch selbst 
immer wieder für eine Freiheit der Lohngestaltung von staat- 
licher Beeinflussung ausgesprochen und auf die Wichtigkeit 
einer möglichst umfassenden freiwilligen Schlichtung hinge- 
wiesen. 

Ich bitte, den Appell auch Ihren Mitgliedern bekanntzugeben. 


Blank 
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